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Vorwort

Die vorliegende Arbeit wurde im Sommersemester 2020 von der Rechts-
wissenschaftlichen Fakultät der Westfälischen Wilhelms-Universität Müns-
ter als Dissertation angenommen. Gesetzesänderungen, Rechtsprechung,
Literatur sowie Statistiken wurden bis einschließlich März 2021 berück-
sichtigt.

An dieser Stelle möchte ich allen danken, die je auf ganz verschiedene
Art und Weise dazu beigetragen haben, dass diese Arbeit in der vorliegen-
den Form zustande kommen konnte:

Zunächst gilt mein Dank meinem Doktorvater Herrn Prof. Dr. Fabian
Wittreck, der meinem Vorhaben von Anfang an offen gegenüberstand und
der auch mit seinen hilfreichen Anmerkungen an dessen Gelingen Anteil
hat. Sodann danke ich Herrn Prof. Dr. Joachim Englisch für die Erstellung
des Zweitgutachtens.

Weiterhin gebührt den Herausgebern der Münsterischen Beiträge zur
Rechtswissenschaft – Neue Folge, Herrn Prof. Dr. Michael Heghmanns,
Herrn Prof. Dr. Ingo Saenger und Herrn Prof. Dr. Fabian Wittreck, mein
Dank für die Aufnahme der Arbeit in diese Schriftenreihe. Dem Freundes-
kreis der Rechtswissenschaft e. V. danke ich für die finanzielle Unterstüt-
zung bei der Drucklegung.

Dem bereits genannten Herrn Prof. Dr. Ingo Saenger möchte ich ferner
dafür danken, dass er mir während meiner Promotionszeit in Gestalt einer
Stelle als wissenschaftliche Hilfskraft in wissenschaftlicher Hinsicht ein
„zweites Zuhause“ gegeben hat, welches mir Raum für weitere Projekte so-
wie Gelegenheiten zum Tätigwerden in der Lehre eröffnete.

Über jene Tätigkeit am Lehrstuhl habe ich auch zahlreiche Wegbegleiter
kennengelernt, die ihrerseits – namentlich durch angeregte Diskussionen
über inhaltliche Schwierigkeiten, Fragen der richtigen Formatierung,
sprachliche Spitzfindigkeit sowie durch die abschließende Durchsicht des
Manuskripts – wesentlich zum Gelingen dieser Arbeit beigetragen haben.
Mein Dank gilt insofern Lisa Brentrup, Dr. Lars Bühren, Torsten Fitzke, Uwe
Gebben, Andreas Gierke, Sebastian Kunzmann, Dr. Moritz Meyer, Janine
Pietsch, Dr. Sebastian Schmitt und Marcel Scholz.

Ferner gilt mein Dank denjenigen, die mich seit den frühen Semestern
meines Studiums (teilweise von den ersten Tagen an) begleitet haben und
ebenfalls an der abschließenden Durchsicht des Manuskripts beteiligt wa-
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ren, nämlich Sebastian Himmelseher, Thorben Kösters, Thomas Pelikan und
Johannes Wahnschaffe.

Schließlich möchte ich ganz besonders meinen Eltern Marietheres und
Martin Gustorff danken, die mich seit jeher in meinem Streben unterstützt
und dies auch während der langjährigen juristischen Ausbildung bis
schließlich zur Fertigstellung dieser Arbeit getan haben.

Münster, im April 2021 Niklas Gustorff

Vorwort
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Einführung

„Wer kann das noch bezahlen?“1, fragt die Frankfurter Allgemeine Zeitung.
Lösungsorientierter, gleichwohl mit einem kaum weniger verzweifelten
Unterton, sucht die Zeit Online herauszufinden, „[w]as […] gegen den
Mietpreiswahnsinn [hilft]?“2 Noch drastischer titelt die Süddeutsche Zei-
tung: „Miete frisst Einkommen“3 und „Mietpreise sind der Sprengstoff der
Gesellschaft“4.

Bereits diese kleine Auswahl an Überschriften überregionaler Zeitungen
zeigt, dass es nicht einmal eines Blickes in die Boulevardpresse mit ihren
reißerischen Überschriften bedarf, um sich die Dramatik auf den deut-
schen Wohnungsmärkten deutlich vergegenwärtigen zu können.

Die Lage auf den Wohnungsmärkten der Republik begleitet die öffentli-
che Diskussion und damit auch die politischen Entscheidungsträger in
Berlin sowie in den Landeshauptstädten bereits seit einigen Jahren. Als Re-
aktion auf die aus einer Marktschieflage erwachsenden Probleme steigen-
der Mieten und der Abwälzung von Maklerkosten von den Vermietern auf
die Mieter hat der (damalige) (Bundes‑)Gesetzgeber das Mietrechtsnovel-
lierungsgesetz vom 21. April 20155 mit dessen zentralen Instituten, der
Mietpreisbremse und dem Bestellerprinzip, erlassen6. Diese beinhalten
– stark verkürzt – die Begrenzung der Wiedervermietungsmieten auf
110 % der ortsüblichen Vergleichsmiete sowie die Zuordnung der Courta-
gezahlungspflichten zu denjenigen, die die Wohnungsvermittler zuvor be-
stellt haben7.

§ 1

1 J. Löhr/Ochs, Wer kann das noch bezahlen?, FAZ online v. 23.3.2018.
2 Brauns/Ziegler, Was hilft gegen den Mietpreiswahnsinn?, Zeit online v. 25.9.2016.
3 Thiele, Miete frisst Einkommen, SZ online v. 28.3.2018.
4 Prantl, Mietpreise sind der Sprengstoff der Gesellschaft, SZ online v. 20.9.2018.
5 Gesetz zur Dämpfung des Mietanstiegs auf angespannten Wohnungsmärkten und

zur Stärkung des Bestellerprinzips bei der Wohnungsvermittlung (Mietrechtsno-
vellierungsgesetz – MietNovG), BGBl. I 2015, S. 610. Im Nachfolgenden ist stets
dieses Gesetz gemeint, wenn von „der Mietrechtsnovellierung“ gesprochen wird.

6 BT-Drs. 18/3121, S. 1.
7 Die Normen der Mietrechtsnovellierung werden im Einzelnen unter § 3 A. vorge-

stellt und erläutert.
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Gegenstand der Untersuchung

Dabei war insbesondere die Mietpreisbremse, in etwas geringerem Um-
fang jedoch auch das Bestellerprinzip, bereits vor ihrer Einführung sowie
nicht minder im Anschluss hieran Gegenstand einer intensiven Debatte.
Diese wurde nicht nur auf der politischen Bühne von den Vertretern der
verschiedenen Parteien, sondern auch innerhalb der verschiedenen sich
tangiert gesehenen Wissenschaften geführt. Zu diesen zählten sich neben
der Wirtschaftswissenschaft – bei einem neuen Gesetz naturgemäß – auch
die Rechtswissenschaft. Je nach Blickwinkel befasst sich letztere mit der zi-
vilrechtlichen Auslegung und/oder den sich aus öffentlich-rechtlicher
Sicht stellenden Fragen der Verfassungskonformität beider Institute. In der
vorliegenden Arbeit erfolgt die Auseinandersetzung mit der Mietpreis-
bremse und dem Bestellerprinzip sowohl aus einem wissenschaftsübergrei-
fenden als auch – schwerpunktmäßig – umfassenden rechtswissenschaftli-
chen Blickwinkel. So gilt es, bei der Untersuchung der den Gesetzgeber
zum Erlass des Gesetzes bewegenden Hintergründe und der Ursachen des
Ungleichgewichts auf den Wohnungsmärkten auf Erkenntnisse aus der
Wirtschaftswissenschaft, Sozialwissenschaft und Urbanistik (Stadtfor-
schung) zurückzugreifen. Dabei werden keine eigenen empirischen Unter-
suchungen angestellt; vielmehr beschränkt sich diese Arbeit darauf, die
einschlägige Literatur auszuwerten. Im Rahmen der Vorstellung der Miet-
preisbremse und des Bestellerprinzips sind mitunter verschiedene einfach-
rechtlich denkbare Auslegungsvarianten darzulegen. Im Kontext der Un-
tersuchung der Regulierungsfunktion dieser beiden Institute ist aus privat-
rechtstheoretischer Perspektive zu ergründen, welche Funktionen diese er-
füllen. Hierauf aufbauend ist aus öffentlich-rechtlicher Sicht festzustellen,
welche verfassungsrechtlichen Anforderungen regulierend wirkende Nor-
men des Privatrechts zu erfüllen haben und deren Beachtung durch die
Mietrechtsnovellierung sowie deren Verfassungsmäßigkeit im Übrigen zu
überprüfen.

Nachdem die Mietrechtsnovellierung mittlerweile seit mehr als fünf Jah-
ren in Kraft ist, einige praktische Erfahrungswerte gesammelt werden
konnten, eine ausführlichere wissenschaftliche Diskussion stattgefunden
hat, eine Vielzahl an Gerichtsentscheidungen ergangen ist und zumindest
die Mietpreisbremse schon regierungsseitig einer Evaluierung unterzogen8

A.

8 Die Evaluierung des Bestellerprinzips sollte „nach spätestens fünf Jahren“ erfolgen
(BT-Drs. 18/3121, S. 27). Deren Ergebnisse liegen gegenwärtig aber noch nicht vor.
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und (mehrfach) überarbeitet9 wurde, gilt es, die Mietrechtsnovellierung
auch anhand dieser Erkenntnisse und hinsichtlich der vorgenommenen
Anpassungen erneut auf den Prüfstand zu stellen und darüber hinaus bis-
her noch nicht beleuchtete Aspekte einer rechtlichen Würdigung zu unter-
ziehen.

Diese Arbeit beschränkt sich hinsichtlich der Mietpreisbremse darauf,
die Normen über die höchstzulässige Miete (§§ 556d–556g BGB) zu behan-
deln. Fragestellungen zu deren prozessualer Geltendmachung sowie Ein-
zelheiten hinsichtlich der Rückforderung von Mietzahlungen, die über das
zulässige Maß hinausgehen (§ 556g Abs. 1 S. 3 und 4, Abs. 1a–4 BGB), blei-
ben hingegen außer Betracht10. Es erfolgt auch keine Auseinandersetzung
mit dem zeitgleich zum Bestellerprinzip in das Gesetz zur Regelung der
Wohnungsvermittlung eingeführten Textformerfordernis für Vermitt-
lungsverträge (§ 2 Abs. 1 S. 2 WoVermRG)11. Als Maßstab der Überprü-
fung der Rechtmäßigkeit beider Rechtsinstitute wird allein deutsches Ver-
fassungsrecht herangezogen, wobei Fragen der formellen Verfassungsmä-
ßigkeit keine Berücksichtigung finden. Weiterhin wird nicht auf etwaige
sich aus dem Europarecht ergebende Besonderheiten eingegangen12.

Begriffliche Konturierung von „Mietpreisbremse“ und „Bestellerprinzip“

Ist die Rede von der „Mietpreisbremse“ und dem „Bestellerprinzip“ als In-
stitute der Mietrechtsnovellierung, verbergen sich dahinter jeweils ganze

B.

9 Durch das Gesetz zur Ergänzung der Regelungen über die zulässige Miethöhe bei
Mietbeginn und zur Anpassung der Regelungen über die Modernisierung der
Mietsache, Mietrechtsanpassungsgesetz – MietAnpG (BGBl. I 2018, S. 2648) und
das Gesetz zur Verlängerung und Verbesserung der Regelungen über die zulässi-
ge Miethöhe bei Mietbeginn (BGBl. I 2020, S. 540).

10 Mit der Rückforderung zu viel gezahlter Miete – nach den Regelungen der Miet-
preisbremse in ihrer ursprünglichen Form – setzt sich Fleindl, WuM 2015, 212
ausführlich auseinander.

11 Darstellungen und Erläuterungen des Textformerfordernisses finden sich in den
meisten im Folgenden zum Bestellerprinzip angeführten Quellen; zu dessen Ver-
fassungsmäßigkeit BVerfGE 142, 268 (301 f., Rn. 94–98).

12 Zu den Auswirkungen der EGMR-Rechtsprechung auf die Mietpreisbremse siehe
Börstinghaus/Thiede, NZM 2016, 489; zu den europarechtlichen Anforderungen
an regulierende Privatrechtsnormen Hellgardt, Regulierung und Privatrecht,
S. 175 ff.

B. Begriffliche Konturierung von „Mietpreisbremse“ und „Bestellerprinzip“

35



Normenkomplexe13. Zugleich können diese Begriffe auch wesentlich en-
ger verstanden und allein zur Bezeichnung einzelner der hierin enthalte-
nen Vorschriften gebraucht werden. Daher sei vorab klargestellt, wie diese
Begriffe in dieser Arbeit verwendet werden.

Die „Mietpreisbremse“ meint den gesamten Komplex der Normen, wel-
che die höchstzulässige Miete bei der Wiedervermietung regeln (§§ 556d–
556g BGB). Dabei liegt grundsätzlich die Vorstellung zugrunde, dass diese
generell und uneingeschränkt anwendbar ist bzw. sein soll. Wird hingegen
nur auf Teile hiervon Bezug genommen oder von dieser Prämisse Abwei-
chendes behandelt, wird dies gesondert kenntlich gemacht. Eine Konkreti-
sierung erfolgt dann etwa durch die Bezeichnung als „Grundregel“ (§ 556d
BGB) der Mietpreisbremse, als „Modifikation“ (§ 556e BGB) oder als „Aus-
nahme“ (§ 556f BGB) zur Mietpreisbremse und/oder durch Zitat der ein-
schlägigen Norm. Mitunter wird auch der wesentliche Regelungsinhalt zu-
sammenfassend genannt (z. B. Berücksichtigung der Vormiete oder einer
durchgeführten Modernisierung für die Fälle des § 556e BGB).

Mit dem „Bestellerprinzip“ oder auch dem „Bestellerprinzip im weite-
ren Sinn“ werden grundsätzlich die in das Gesetz zur Regelung der Woh-
nungsvermittlung eingefügten Vorschriften über den Abschluss von Ver-
mittlungsverträgen (§ 2 Abs. 1a und 5 WoVermRG) beschrieben, wenn
diese Ausdrücke ohne jeden Zusatz stehen. Soll nur die Kernregelung des
§ 2 Abs. 1a WoVermRG in Bezug genommen werden, wird klarstellungs-
halber etwa vom „eigentlichen Bestellerprinzip“, dem „Bestellerprinzip
selbst“ oder dem „Bestellerprinzip im engeren Sinn“ gesprochen. Beziehen
sich die Ausführungen nur auf das „Abweichungsverbot“ (§ 2 Abs. 5 Nr. 1
WoVermRG) und/oder das „Umgehungsverbot“ (§ 2 Abs. 5 Nr. 2 Wo-
VermRG) werden diese Regelungen so bezeichnet. Geht es auch oder nur
um den neu eingefügten Ordnungswidrigkeitentatbestand (§ 8 Abs. 1 Nr. 1
WoVermRG) wird hierauf gesondert hingewiesen. Alternativ bzw. ergän-
zend hierzu werden die jeweils einschlägigen Normen zitiert.

Gang der Untersuchung

Der Aufbau der Arbeit zeichnet in gewisser Weise die Entwicklung der
Mietrechtsnovellierung nach. Zu Beginn wird unter § 2 dargelegt, welche
wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Gegebenheiten dem Gesetzgeber

C.

13 Die Normenkomplexe werden im Einzelnen unter § 3 A. vorgestellt und erläu-
tert.
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eine Handlungsnotwendigkeit aufgezeigt haben und wie sich diese nach
deren Erlass weiterentwickelt haben. Die hinter den in Reaktion hierauf
geschaffenen Regelungen der Mietpreisbremse und des Bestellerprinzips
(einschließlich der Ordnungswidrigkeitenvorschrift) stehenden Normen-
komplexe mit Grundregeln, Modifikationen, Ausnahmen und begleiten-
den Vorschriften werden unter § 3 als Grundlage für den weiteren Fort-
gang der Arbeit im gebotenen Umfang vorgestellt, erläutert und als Regu-
lierung mithilfe des Privatrechts eingeordnet. Sodann ist der Maßstab her-
auszuarbeiten, der bei einer verfassungsrechtlichen Überprüfung regulie-
rend wirkender Normen des Privatrechts anzulegen ist. Unter § 4 werden
dessen Einhaltung sowie die Beachtung darüber hinausgehender verfas-
sungsrechtlicher Maßgaben geprüft. Dabei wird auch auf die Belastungs-
kumulationen, die sich aus den Wechselwirkungen der beiden Instrumen-
te untereinander, zu deren begleitenden Vorschriften sowie aus dem Zu-
sammenwirken mit bereits bestehenden Vorschriften ergeben, einzugehen
sein. Zuletzt werden unter § 5 die zentralen Ergebnisse der Untersuchung
zusammengefasst und die Mietrechtsnovellierung in einen Kontext zu den
Entwicklungen auf den Wohnungsmärkten und sonstigen (wohnungs‑)po-
litischen Entscheidungsprozessen gestellt.

C. Gang der Untersuchung
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Gesetzgeberischer Hintergrund und gegenwärtige
Situation auf den Wohnungsmärkten

In den Gesetzesmaterialien zur Mietrechtsnovellierung heißt es, die Be-
grenzung der Wiedervermietungsmieten und die Stärkung des Besteller-
prinzips würden eine Reaktion auf den wahrnehmbaren Nachfrageüber-
hang auf den angespannten Wohnungsmärkten sowie auf die Verdrän-
gungsprozesse darstellen, die in der Öffentlichkeit unter dem Stichwort
der Gentrifizierung diskutiert werden1. Diese Phänomene, die dem Gesetz-
geber eine Handlungsnotwendigkeit aufgezeigt haben, werden im Folgen-
den – entgegen einer verbreiteten Praxis2 der bloß schlagwortartigen Be-
nennung – eingehend beleuchtet. Dessen bedarf es unter anderem, um ein
einheitliches Verständnis der verwandten Begriffe sicherzustellen, die wirt-
schaftlichen und soziologischen Zusammenhänge aufzuzeigen, sich seit
längerem anbahnende und nun auswirkende Entwicklungen nachzuzeich-
nen, die konkreten Auswirkungen einzelner Faktoren auf die Wohnungs-
märkte darzulegen und die jeweils spezifischen rechtlichen Rahmenbedin-
gungen zu umreißen. In zeitlicher Hinsicht beschränkt sich die Betrach-
tung nicht auf die Jahre vor Erlass der Mietrechtsnovellierung, sondern
geht auch auf die seither vergangene Zeit ein. Dabei wird auch auf eine
Auswahl der seitens der Wissenschaft empfohlenen und/oder bereits von
staatlicher Seite ergriffenen Maßnahmen einzugehen sein, die spezifischen
Ursachen des Nachfrageüberhangs entgegensteuern bzw. den Gentrifizie-
rungsprozessen zusätzlich Einhalt gebieten sollen.

Der Frage danach, von welchen tatsächlichen Gegebenheiten der Gesetz-
geber ausgegangen ist, kommt dabei eine doppelte Relevanz zu: Zum
einen gilt es zu hinterfragen, ob dieser seinen Bestrebungen eine zutreffen-
de Vorstellung von den damaligen die Situation auf den Wohnungsmärk-
ten konstituierenden Faktoren und den Abläufen von Gentrifizierungspro-
zessen zugrunde gelegt hat und ob ebendiese Faktoren auch hinsichtlich
der aktuellen Wohnungsmarktverhältnisse noch Wirksamkeit entfalten.

§ 2

1 BT-Drs. 18/3121, S. 11 und 15, wobei das Angehen gegen Gentrifizierungsprozesse
nur im Kontext der Mietpreisbremse benannt wird. Das Bestellerprinzip kann je-
doch auch insoweit einen Beitrag leisten, siehe noch unter § 2 B. III. 3.

2 Beispielsweise bei Börstinghaus, NJW 2015, 1553, 1553; Derleder, WuM 2014, 443,
443.
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Zum anderen lassen sich aus den hierbei gewonnenen Erkenntnissen Ar-
gumente für die spätere Prüfung der Verfassungsmäßigkeit der Mietpreis-
bremse und des Bestellerprinzips gewinnen.

Nachfrageüberhang auf angespannten Wohnungsmärkten

Übersteigt die Nachfrage nach Wohnraum das vorhandene Angebot, führt
dies solange zu besagtem Nachfrageüberhang bis ein Marktgleichgewicht
durch eine Verringerung der Nachfrage oder eine Ausweitung des Ange-
bots wieder eintritt. Die von einer derartigen Wohnungsmarktsituation
profitierenden Vermieter können aus einer Position der Verhandlungsstär-
ke heraus agierend die Mieten praktisch einseitig festlegen, da sie die von
ihnen aufgerufenen Mieten nicht ernsthaft zur Verhandlung mit (potenzi-
ellen) Mietern stellen müssen. Dies folgt aus dem bekannten Marktgrund-
satz von Angebot und Nachfrage. Diese bzw. ihr Verhältnis zueinander be-
stimmen letztlich auch auf den Wohnungsmärkten die Preise3. Auf die
Diskrepanz zwischen Angebot und Nachfrage lassen sich jedoch nicht nur

A.

3 Altstaedten, Wohnungsnot in der BRD, S. 35; Ibel, in: Wohnungsbedarf und Schaf-
fung bezahlbaren Wohnraums, S. 3, 5; Leuschner, NJW 2014, 1929, 1933; Voigtlän-
der, IW policy paper 14/2015, S. 2.
Dies kann für die Wohnungsmärkte allerdings nur in eingeschränkter Form gel-
ten. Besagte Grundsätze der Preisbildung gelten in ihrer „Reinform“ allein für den
sog. vollkommenen Markt, einem theoretischen Modell der Volkswirtschaftslehre,
dem u. a. die Annahmen einer weitgehenden Homogenität der angebotenen Wirt-
schaftsgüter und vollständig informierter Markteilnehmer zugrundeliegen (siehe
nur Mankiw/Taylor, Grundzüge der Volkswirtschaftslehre, S. 59 ff.). Immobilien-
märkte unterliegen jedoch keinem vollkommenen Wettbewerb (Wissenschaftli-
cher Beirat beim BMWi, Soziale Wohnungspolitik, S. 8). (Miet‑)Wohnungen un-
terscheiden sich in ihrer Größe, Lage, Ausstattung usw., weisen also eine starke He-
terogenität auf (Rombach, Preisblasen auf Wohnimmobilienmärkten, S. 142;
Schuldt, Mietpreisbremse, S. 50). Zudem ist der Mietwohnungsmarkt vergleichs-
weise intransparent (vgl. Kholodilin/Ulbricht, DIW-Wochenbericht 15/2014,
S. 326 f.; Schönig/Vollmer, in: Wohnungsfragen ohne Ende, S. 7, 9). So können Ver-
mieter und Mieter zur Gewinnung von Informationen über auf bestimmten Woh-
nungsmärkten erhobene Mieten nicht auf umfassende Mietpreisdatenbanken, amt-
liche Wohnungsmarktberichterstattungen o. Ä. zurückgreifen. Die einzig zugäng-
lichen Informationsquellen stellen aktuelle Wohnungsangebote in Zeitungsannon-
cen oder auf Internetplattformen dar, welche jedoch nur zu diesem Zeitpunkt auf-
gerufene Angebotsmieten abbilden. Diese Quellen sind zum einen durch die ein-
seitigen Vorstellungen der Vermieterseite beeinflusst (Horst, MDR 2020, 445, 449:
„Wunschdenken“) und treffen zum anderen von vornherein keine Aussagen zu der
Miethöhe in den Bestandsmietverhältnissen. Vgl. eingehend zum Preismechanis-
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die anziehenden Mieten zurückführen4. Sie ermöglicht es den Vermietern
zugleich, originär zu ihren Lasten anfallende Courtagezahlungsverpflich-
tungen auf die Mieter abzuwälzen5. Ein solcher Nachfrageüberhang lässt
sich aktuell insbesondere in den prosperierenden Ballungsgebieten, attrak-
tiven Mittelstädten und Hochschulstandorten beobachten6. Dessen Entste-
hung ist auf „vielfältige Ursachen“ zurückzuführen7, die sich in angebots-
und nachfragebezogene Aspekte unterteilen lassen. Trotz dieser Systemati-
sierung sind sie nach dem zuvor Gesagten jedoch jeweils in ihrer Wechsel-
wirkung zueinander zu sehen. Vereinzelt wird ergänzend auch auf Fakto-
ren einzugehen sein, die weniger den Nachfrageüberhang zur Folge ha-
ben, als diesen voraussetzen, um eine preistreibende Wirkung entfalten zu
können.

Angebotsbezogene Faktoren

Ausweislich der Gesetzesmaterialien besteht in den betroffenen Regionen
eine „Verknappung des Angebots“ an Wohnraum, für die es wiederum
„vielfältige Ursachen“ gibt8.

Unzureichender Wohnungsneubau

Die Zahl der neu errichteten Wohnungen stellt zum einen den für die Er-
weiterung des Gesamtbestands an Wohnungen entscheidenden Faktor dar.
Zum anderen wird durch den Neubau ein Ausgleich für den Wegfall zu-
vor bestehender Wohnungen infolge von Abbruch, Umwidmung oder Zu-
sammenlegung mehrerer Wohnungen (Ersatzbedarf)9 geschaffen und so
auf den Erhalt des Gesamtbestands an Wohnungen hingewirkt. Ohne
rechtzeitige Reaktion auf eine gestiegene Nachfrage nach Wohnraum in

I.

1.

mus auf den Wohnungsmärkten Wissenschaftlicher Beirat beim BMWi, Soziale
Wohnungspolitik, S. 6 f.

4 Kholodilin/Ulbricht, DIW-Wochenbericht 15/2014, S. 321; Schürt, in: Herausforde-
rungen in Kommunen, S. 3, 6.

5 BT-Drs. 18/3121, S. 15.
6 BT-Drs. 18/3121, S. 11.
7 BT-Drs. 18/3121, S. 1.
8 BT-Drs. 18/3121, S. 11.
9 Definition des Ersatzbedarfs von Deschermeier/Henger/Seipelt/Voigtländer, IW-Re-

port 18/2016, S. 7; ähnlich Henger/Voigtländer, IW-Report 28/2019, S. 8.
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bestimmten Regionen durch einen angebotserhöhenden Neubau im ent-
sprechenden Umfang ergibt sich der besagte Nachfrageüberhang. Vor die-
sem Hintergrund wird die über einen längeren Zeitraum zu geringe Neu-
bautätigkeit vielfach als einer der Gründe für die Probleme auf den Woh-
nungsmärkten ausgemacht10.

Entwicklung und aktueller Bedarf

Die Entwicklung der Neubautätigkeit lässt sich anhand der Zahl der jähr-
lich neu fertiggestellten Wohnungen11 im Vergleich zum tatsächlichen
Neubaubedarf nachzeichnen. Zuletzt, im Jahr 2019, belief sich die Zahl
neu fertiggestellter Wohnungen auf insgesamt 293.002. Dies ist zum einen
der höchste Wert seit 2001 und zum anderen der zwischenzeitliche Höhe-
punkt einer seit dem Tiefpunkt in 2009 wieder kontinuierlich anziehen-
den Neubautätigkeit. Damals (2009) wurden lediglich 158.987 Wohnun-
gen neu geschaffen. Anhand der Anzahl der erteilten Baugenehmigun-
gen12, die sich u. a. als geeigneter Indikator für die Prognose des Woh-
nungsneubaus erwiesen hat13, ließe sich in absehbarer Zukunft eine Sta-
gnation oder sogar ein (leichter) Rückgang der Neubautätigkeit vermu-
ten14. Denn in 2018 wurden mit 346.810 abermals weniger Baugenehmi-
gungen erteilt als im Vorjahr (2017: 347.882). Zuvor war bereits ein noch
deutlicherer Rückgang gegenüber dem diesem vorangegangenen Jahr
(2016: 375.388) festzustellen. Im Jahr 2019 hat sich die Anzahl der erteilten
Baugenehmigungen wieder erhöht und zwar auf 360.493, womit sie aller-
dings immer noch hinter dem Niveau von 2016 zurückbleibt. Bis zu die-
sem Zeitpunkt (2016) war die Zahl der Baugenehmigungen seit 2009 kon-

a)

10 Deschermeier/Henger/Seipelt/Voigtländer, IW-Report 18/2016, S. 3; Gedaschko, Wirt-
schaftsdienst 5/2016, S. 311; Hendricks, ifo Schnelldienst 18/2016, S. 27; Rohland,
in: Wohnungspolitik angesichts angespannter städtischer Wohnungsmärkte,
S. 31, 41; Üblacker, in: Gentrifizierung in Köln, S. 93, 93.

11 Sämtliche diesbezügliche Zahlen entstammen Statistisches Bundesamt (Destatis),
Baugenehmigungen/Baufertigstellungen, S. 34.

12 Sämtliche diesbezügliche Zahlen entstammen Statistisches Bundesamt (Destatis),
Baugenehmigungen/Baufertigstellungen, S. 27 f.

13 Siehe nur Gornig/Michelsen/Bruns, DIW-Wochenbericht 1+2/2019, S. 5; Michelsen/
Mense, Evaluierung der Mietpreisbremse, S. 29; allerdings werden erfahrungsge-
mäß nicht alle Baugenehmigungen auch umgesetzt (Deschermeier/Henger/Seipelt/
Voigtländer, IW-Report 18/2016, S. 12; Schürt, in: Herausforderungen in Kommu-
nen, S. 3, 11).

14 Ibel, in: Wohnungsbedarf und Schaffung bezahlbaren Wohnraums, S. 3, 6.
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tinuierlich angestiegen. Der zwischen 2017 und 2018 zu beobachtende
Rückgang könnte allerdings auch nur eine Reaktion auf eine zuvor stattge-
fundene Sonderentwicklung gewesen sein: Um den zum Jahresbeginn
2016 abermals verschärften Anforderungen der Energieeinsparverordnung
(EnEV)15 zu entgehen, dürften zum Jahreswechsel 2015/16 vermehrt Bau-
genehmigungen beantragt worden sein, die das Baurecht nach dem alten
Standard sicherten16.

Nach einer kürzlich veröffentlichten Berechnung bedurfte es demgegen-
über für das Jahr 2019 (sowie auch für das Folgejahr 2020, zu dem aber
noch keine statistischen Daten vorliegen) des Neubaus von 341.700 Woh-
nungen. Der Neubaubedarf werde dann für die Jahre 2021–2025 auf jähr-
lich 260.200 und sodann für die Jahre 2026–2030 auf jährlich 245.500 zu-
rückgehen17. Da die Anzahl der neu fertiggestellten Wohnungen zuletzt
(für das Jahr 2019 ist dies bereits statistisch nachweisbar) deutlich unter
dem hiernach bestehenden Bedarfsniveau lag, muss die genannte Prognose
hinsichtlich der Jahre nach 2020 um einen entsprechenden Mehrbedarf an-
gehoben werden18. Die Anzahl der ausgegebenen Baugenehmigung liegt
indes seit 2016 deutlich über dem für die Jahre ab 2021 errechneten Be-
darf, sodass auch unter Berücksichtigung des Mehrbedarfs in absehbarer
Zeit von einer Entspannung des gesamtdeutschen Wohnungsmarkts ausge-
gangen werden kann19.

Die Beschreibung des aktuell bestehenden Bedarfs nach zusätzlichem
Wohnraum sollte sich jedoch nicht in dessen Quantifizierung erschöpfen.
Von wesentlicher Bedeutung ist ferner, dass die neu errichteten Wohnun-
gen hinsichtlich ihrer Lage, Größe und Ausstattung auch den tatsächlichen
Bedürfnissen der Menschen gerecht werden. Diese lassen sich, soweit sie
überhaupt einer Verallgemeinerung zugänglich sind, jedoch nur seriös be-
urteilen, nachdem die Nachfragestruktur im Einzelnen herausgearbeitet

15 Zu den Auswirkungen der EnEV auf die Baukosten siehe im Folgenden unter
§ 2 A. I. 2. b) bb).

16 Gornig/Michelsen, DIW-Wochenbericht 1+2/2017, S. 35.
17 Henger/Voigtländer, IW-Report 28/2019, S. 15.
18 Mit dahingehenden Hinweis Henger/Voigtländer, IW-Report 28/2019, S. 15 f.
19 Mit gleichem Ergebnis (ohne Berücksichtigung des Mehrbedarfs) Henger/Voigt-

länder, IW-Report 28/2019, S. 16.
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wurde20. Zuvor lässt sich allein die wenig aussagekräftige Feststellung tref-
fen, es bedürfe insbesondere mehr bezahlbaren Wohnraums21.

Das Potenzial neu zu schaffender Wohnungen ist in tatsächlicher Hin-
sicht aktuell vor allem durch zwei Faktoren limitiert: Einerseits bedarf es
für die Realisierung von Neubauvorhaben geeigneter Grundstücke. Je
nach Region bereitet das Auffinden derselben mehr oder weniger große
Schwierigkeiten. Gerade in Großstädten sind Bauflächen so rar, dass diese
den für die Realisierung von neuen Bauprojekten „entscheidenden Fla-
schenhals“22 darstellen. Daher kommt es nicht selten dazu, dass Bauvorha-
ben, deren Finanzierung durch Investoren gesichert wäre, mangels verfüg-
baren Baulands nicht realisiert werden können23. Die unzureichende Ver-
fügbarkeit bebaubarer Flächen wird daher mitunter auch als der die Bautä-
tigkeit wesentlich limitierende Faktor bezeichnet24. Andererseits müssen
für die Realisierung eines Bauvorhabens ausreichend freie Produktionska-
pazitäten vorhanden sein. Diese finden ihre Grenze in der zum jeweiligen
Zeitpunkt tatsächlich zur Verfügung stehenden Menge der beiden Produk-
tionsfaktoren Kapital und Arbeit25. Angesichts der aktuell großen Nachfra-
ge nach Bauleistungen waren die Kapazitäten der Bauwirtschaft zuletzt
weitestgehend ausgelastet26. Die limitierende Wirkung dieser beiden Fak-
toren erkennen auch Bund, Länder und Kommunen an. In einer gemein-
sam abgegebenen Erklärung halten sie fest, dass es für die kurzfristige Aus-

20 Dies geschieht im Folgenden hinsichtlich der besonders nachgefragten Wohnla-
gen unter § 2 A. II. 1. und mit Blick auf den richtigen Zuschnitt der Wohnungen
unter § 2 A. II. 2. b) und 3., während die Ausstattung ob ihrer potenziell preistrei-
benden Wirkung vor allem Gegenstand der Ausführungen zu den Baukosten un-
ter § 2 A. I. 2. b) sein wird.

21 Hendricks, ifo Schnelldienst 18/2016, S. 27; ähnlich Kholodilin/Ulbricht, DIW-Wo-
chenbericht 15/2014, S. 319 („vor allem […] günstige Wohnungen“). Der Aussa-
gewert ist gerade dadurch begrenzt, dass die entscheidende Frage, wie die Bezahl-
barkeit der Wohnungen gewährleistet werden soll, offenbleibt.

22 Deschermeier/Henger/Seipelt/Voigtländer, IW-Kurzberichte 44/2017, S. 2.
23 AG Aktive Liegenschaftspolitik, in: Bündnis für bezahlbares Wohnen und Bauen,

Handlungsempfehlungen der Arbeitsgruppen, S. 29; Rohland, in: Gentrifizie-
rung, S. 33, 34.

24 Gornig/Michelsen, DIW-Wochenbericht 1+2/2018, S. 44; ähnlich Wandzik, Wirt-
schaftsdienst 9/2019, S. 617 („wesentlicher Engpassfaktor“).

25 BBSR, Kapazitätsauslastung im Baugewerbe, S. 9.
26 Gornig/Michelsen, DIW-Wochenbericht 1+2/2018, S. 44; Gornig/Michelsen/Bruns,

DIW-Wochenbericht 1+2/2019, S. 5.
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weitung des Wohnungsbaus sowohl der Aktivierung von zusätzlichem
Bauland als auch hinreichend freier Kapazitäten im Baugewerbe bedarf27.

Ergriffene Fördermaßnahmen

Jedenfalls bedarf es einer nochmaligen Ausweitung der Neubautätigkeit28,
um den erhöhten Bedarf an Wohnungen abdecken zu können. Gleich-
wohl kann hierüber, bedingt durch die notwendigen Vorlaufzeiten von
Bauprojekten, nur mittel- bis langfristig eine Angebotsausweitung erreicht
werden29. Impulse, die Neubautätigkeit zu befördern, wurden staatlicher-
seits durch die Einführung einer Sonderabschreibung für den Mietwoh-
nungsneubau30, durch eine Neuauflage31 des sog. Baukindergelds sowie
das Aufstocken der Mittel für den sozialen Wohnungsbau gesetzt32.

Förderbedingungen und Wirkungsweisen

Die nunmehr in § 7b EStG geregelte Sonderabschreibung ermöglicht es, in
den ersten vier Jahren nach der Anschaffung bzw. Herstellung einer neuen
Wohnung jeweils bis zu 5 % der hierfür anfallenden Kosten zusätzlich zu
der linearen Abschreibung i. H. v. 2 % gemäß § 7 Abs. 4 S. 1 Nr. 2 lit. a)
EStG in Anspruch zu nehmen, wobei die Bemessungsgrundlage auf

b)

aa)

27 Gemeinsame Wohnraumoffensive von Bund, Ländern und Kommunen, Ergeb-
nisse des Wohngipfels am 21. September 2018, S. 13.

28 Baldenius/Kohl/Schularick, Leviathan 2/2020, S. 219 f.; Dorffmeister/Kocijan, ifo
Schnelldienst 6/2016, S. 46; Voigtländer/Deschermeier/Henger/Seipelt, Zuwande-
rung in die Großstädte und resultierende Wohnungsnachfrage, S. 22 f.

29 BT-Drs. 18/3121, S. 11; Voigtländer, IW policy paper 14/2015, S. 12.
30 Durch das Gesetz zur steuerlichen Förderung des Mietwohnungsneubaus,

BGBl. I 2019, S. 1122; dazu Morawitz, DStR 2019, 1545; zur Regelung im Ent-
wurfstadium Scheffler, DStR 2018, 2229; zu möglichen „Stolpersteine[n] und
Rückabwicklungskonsequenzen“ Becker/Müller/Rieß, DStR 2020, 1097.

31 Um eine „Neuauflage“ handelt es sich insoweit, als bereits im heute bedeutungs-
losen (Erhard, in: Blümich, § 34f EStG [131. EL März 2016] Rn. 1) § 34f EStG eine
gleichgenannte Steuerermäßigung vorgesehen ist.

32 Wodurch die in den Gesetzesmaterialien der Mietrechtsnovellierung enthaltene
Versprechung einer „Unterstützung privater Bautätigkeit“ (BT-Drs. 18/3121,
S. 15) konkretisiert und der etwa von Kholodilin/Ulbricht, DIW-Wochenbericht
15/2014, S 327 geäußerten Forderung nach einer aktivieren Wohnungsbauförde-
rung entsprochen wurde.
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2000 €/m2 Wohnfläche begrenzt ist (§ 7b Abs. 3 EStG). Voraussetzung
hierfür ist, dass durch zeitlich näher qualifizierte Baumaßnahmen neue,
bisher nicht vorhandene, Wohnungen geschaffen werden (§ 7b Abs. 2
Nr. 1 EStG), deren Anschaffungs- oder Herstellungskosten 3000 €/m2 nicht
übersteigen (Nr. 2) und die für zehn Jahre nach der Anschaffung oder Her-
stellung der entgeltlichen Überlassung zu Wohnzwecken dienen (Nr. 3).
Die benannten Bedingungen sollen dabei gewährleisten, dass möglichst
zeitnah die Entscheidung über eine Investition in neue Wohnungen im
unteren und mittleren Mietpreissegment gefällt und auch umgesetzt
wird33. Dabei unterliegen die geförderten Wohnungen keiner besonderen
Mietpreisbindung. Die geringere Miete soll vielmehr mittels der günstigen
Finanzierung34 und der Höchstgrenze für die Anschaffungs- bzw. Herstel-
lungskosten der Wohnungen erreicht werden.

In Form des Baukindergelds, das als Förderprogramm der KfW-Bank
ausgestaltet ist, wird Familien und Alleinerziehenden innerhalb bestimm-
ter Einkommensgrenzen ein Zuschuss i. H. v. 1.200 € pro Jahr für jedes im
Haushalt lebende Kind unter 18 Jahren über einen Zeitraum von maximal
zehn Jahren gewährt. Dabei ist innerhalb des Zeitrahmens vom 1. Januar
2018 bis zum 31. März 2021 sowohl der erstmalige Neubau als auch der
Erwerb von Wohneigentum zur Selbstnutzung der Förderung zugänglich.
Obgleich mit dem Baukindergeld expressis verbis das Ziel verfolgt wird, die
Wohneigentumsbildung von Familien mit Kindern zu fördern35, kann von
diesem auch eine neubauanregende Wirkung ausgehen36. Lassen die Ge-
förderten selbst ein Haus errichten, trägt dies unmittelbar zur Ausweitung
des Wohnraumangebots bei. Bedingt die Förderung eine vergrößerte Zahl
potenzieller Käufer, könnten sich zudem Bauträger veranlasst sehen, zu-
sätzlich neue Eigentumswohnungen zu schaffen. Eine Entlastung der
Mietwohnungsmärkte kann hierdurch jedoch allenfalls mittelbar eintre-
ten, indem die nunmehr im Eigentum lebenden Familien nicht mehr als
Mietinteressenten auftreten.

33 Die – hier stark verkürzt wiedergegebenen – Erläuterungen der einzelnen Merk-
male und der Zielsetzung finden sich im Einzelnen in BT-Drs. 19/4949, S. 12 ff.

34 Vgl. BT-Drs. 19/4949, S. 3 und 11.
35 Die vorstehend verkürzt wiedergegebenen Förderbedingungen sowie die Angabe

des verfolgten Ziels finden sich überblicksartig bei KfW, Merkblatt Baukinder-
geld, S. 1 f.; eingehend hierzu Günther, EStB 2018, 441 und Hilbertz, NWB 2018,
3031.

36 Vgl. BT-Drs. 19/9620, S. 10: „[D]er vom Baukindergeld erzeugte Nachfrageimpuls
[wird] zur Ausweitung des Angebots an Wohnraum beitragen“.
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Zuletzt führt die Ausweitung der Mittel für den sozialen Wohnungsbau,
soweit diese zur Förderung des Neubaus von Wohnraum eingesetzt wer-
den, unmittelbar zu einer Erhöhung des Gesamtbestands an Mietwohnun-
gen37.

Bewertung der Fördermaßnahmen

Die neu aufgelegten Förderprogramme sehen sich indes einiger Kritik aus-
gesetzt. Angesichts der hohen Auslastung der Bauwirtschaft scheinen diese
kaum zu einer Ausweitung der Neubautätigkeit beitragen zu können. Da
oftmals, so auch bei der Sonderabschreibung für den Mietwohnungsbau
und dem Baukindergeld, nur in einem befristeten Zeitraum angegangene
Neubauprojekte einer Förderung zugänglich sind, würden diese Maßnah-
men die Bauunternehmen auch nicht dazu veranlassen, zusätzliche Kapazi-
täten aufzubauen38, zumal ohnehin eine der gestiegenen Nachfrage ent-
sprechende Ausweitung der Produktionskapazitäten nicht erreicht wer-
de39. Daher würden die staatlichen Förderungen primär den – ohnehin zu
beobachtenden – Preisauftrieb befeuern40. Demgegenüber zeigen sich
Bund, Länder und Kommunen zuversichtlich, dass die Bauwirtschaft auf-
grund der für den Wohnungsneubau verbesserten Rahmenbedingungen
auch weiterhin ihre positive Ausbildungs- und Einstellungsaktivität fortset-
zen und sogar verstärken wird41.

Die Sonderabschreibung für den Mietwohnungsbau weise einen ökono-
misch relativ geringen Wert auf42. Angesichts des derzeit sehr niedrigen
Zinsniveaus wirke sich der Steuerstundungseffekt (d. h. der aus der Verla-
gerung der Steuerzahlungspflicht auf einen späteren Zeitpunkt folgende
Vorteil eines zinslosen Darlehens bzw. einer mit Zinsgewinn verbundenen

bb)

37 Der soziale Wohnungsbau wird noch gesondert unter § 2 A. I. 3. behandelt.
38 Gornig/Michelsen/Bruns, DIW-Wochenbericht 1+2/2019, S. 5.
39 Gornig/Michelsen, DIW-Wochenbericht 1+2/2017, S. 41.
40 Gornig/Michelsen, DIW-Wochenbericht 1+2/2017, S. 32; Gornig/Michelsen/Bruns,

DIW-Wochenbericht 1+2/2019, S. 5 und 11; auf die preistreibende Wirkung wirt-
schaftspolitischer Stimulierung bei hohem Auslastungsgrad weist abstrakt auch
BBSR, Kapazitätsauslastung im Baugewerbe, S. 15 hin.

41 Gemeinsame Wohnraumoffensive von Bund, Ländern und Kommunen, Ergeb-
nisse des Wohngipfels am 21. September 2018, S. 13.

42 Zu diesem Absatz insgesamt Scheffler, DStR 2018, 2229, 2230 ff.
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Liquiditätshilfe43) nur wenig aus. Ein daneben im Verhältnis wesentlich
relevanterer Bemessungsgrundlageneffekt, bei dem durch die Reduzierung
der Bemessungsgrundlage eine insgesamt geringere Steuerlast anfiele44, trä-
te nur ein, wenn nach Ablauf der zehnjährigen Bindefrist des § 7b Abs. 2
Nr. 3, Abs. 4 S. 1 Nr. 1 EStG und vor Erreichen der gesetzlich vorgesehe-
nen Nutzungsdauer von 50 Jahren ein nicht steuerbares Veräußerungsge-
schäft erfolgte. Sei der hieraus generierte Erlös hingegen ertragsteuerpflich-
tig, würden die aus der Inanspruchnahme der Sonderabschreibung erlang-
ten Vorteile in einer erhöhten ertragsteuerlichen Bemessungsgrundlage re-
sultieren. Die infolgedessen höhere (Ertrag‑)Steuerlast würde dazu führen,
dass in Summe die steuerpflichtigen Einkünfte genauso hoch ausfallen,
wie es bei einer ausschließlich linearen Abschreibung nach § 7 Abs. 4 S. 1
EStG der Fall gewesen wäre. Auch bezögen sich sämtliche Steuererleichte-
rungen von vornherein nur auf den auf das Gebäude entfallenden Teil der
Investitionssumme und seien hierbei auch noch betragsmäßig begrenzt.
Daher bleibe abzuwarten, ob die steuerlichen Vorteile ausreichen, den
Mietwohnungsbau zu beleben. Zudem liegt der Sonderabschreibung eine
wenig realitätsnahe Prämisse zugrunde: Zwar ermöglicht diese eine günsti-
gere Finanzierung der Anschaffung oder Herstellung neuer Wohnungen.
Das hat jedoch nicht zwangsläufig zur Folge, dass vermehrt Wohnungen
gerade im unteren und mittleren Mietpreissegment geschaffen werden.
Aus Sicht der Bauträger besteht schließlich keine zwingende Notwendig-
keit, aufgrund geringerer Kosten niedrige(re) Mieten aufzurufen. Ange-
sichts der durch die Begrenzung der Anschaffungs- und Herstellungskos-
ten geboten einfacheren Ausstattung lassen sich die Wohnungen zwar
nicht gleichermaßen hochpreisig vermarkten, wie es ohne die Beschrän-
kung der Anschaffungs- oder Herstellungskosten möglich wäre. Allerdings
werden die Bauträger versuchen, aus den geringeren Kosten soweit wie
möglich für sich einen finanziellen Mehrwert zu generieren.

Die neubaustimulierende Wirkung des Baukindergelds erscheint eben-
falls äußerst zweifelhaft45. So zeigen die bisherigen Erfahrungen, dass die
Förderung zu einem weit überwiegenden Teil (rund 72,8 %) für den Kauf

43 Beschreibung der möglichen Wirkung von Steuervergünstigungen (ohne entspre-
chende Betitelung) bei Hey, in: Tipke/Lang, Steuerrecht, Rn. 19.28.

44 Auch diese Beschreibung der möglichen Wirkung von Steuervergünstigungen
(ohne entsprechende Betitelung) bei Hey, in: Tipke/Lang, Steuerrecht, Rn. 19.28.

45 Die im Übrigen dem Baukindergeld entgegengebrachte Kritik entfaltet – unge-
achtet ihrer Legitimität – für die Zwecke der vorliegenden Arbeit keine weitere
Relevanz.
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von Bestandsimmobilien verwandt wird46. Eine Ausweitung der Neubau-
aktivität müsste folglich zuvorderst auf Seiten der Bauträger erfolgen. Hier-
zu werden diese sich, soweit überhaupt entsprechende Kapazitäten vorhan-
den sind oder kurzfristig aufgebaut werden können, jedoch nur veranlasst
sehen, wenn durch das Baukindergeld tatsächlich neue Käufergruppen er-
schlossen werden. Bisher dürfte die Förderung jedoch vor allem von denje-
nigen in Anspruch genommen worden sein, die ohnehin eine Immobilie
erworben hätten47. Dies gilt nicht nur für die evidenten Fälle der rückwir-
kenden Beantragung48. Angesichts der nötigen Vorlaufzeiten für einen Im-
mobilienerwerb bzw. eines Neubaus liege es nahe, dass kaum eine nach
der Auflegung des Förderprogramms gefällte oder in nächster Zeit zu fäl-
lende Kauf- bzw. Bauentscheidung hiervon abhängig gemacht worden
ist49. Auch künftig sei davon auszugehen, dass vor allem Haushalte mit
einem Einkommen in der oberen Hälfte der Verteilung, die im Wesentli-
chen ohnehin als potenzielle Käufergruppen in Betracht gekommen wä-
ren, das Baukindergeld nutzen werden. Der Immobilienerwerb weniger
einkommensstarker Bevölkerungsgruppen scheitere häufiger am fehlen-
den Eigenkapital als an der fortlaufenden Belastung. Bezuschusst das Bau-
kindergeld nur letztere, könne es umgekehrt nicht als Eigenkapitalersatz
bei den finanzierenden Banken hinterlegt werden. Es obliege also weiter-
hin den Haushalten selbst, ausreichend Eigenkapital aufzubringen, wozu
regelmäßig nur die benannten Bevölkerungsschichten in der Lage seien50.
Demgegenüber betont die Bundesregierung, dass mehr als die Hälfte der
geförderten Haushalte ein zu versteuerndes Einkommen von bis zu
40.000 € jährlich aufweisen und dass das durchschnittliche Einkommen
der geförderten Haushalte bei etwa 38.770 € liegt, weshalb nicht davon zu
sprechen sei, dass vor allem Haushalte mit „oberen Einkommen“ von der
Förderung durch das Baukindergeld profitieren51.

46 BT-Drs. 19/27484, S. 21.
47 In zeitlicher Hinsicht noch weitergehend Michelsen/Bach/Harnisch, DIW aktuell

14/2018, S. 2 und Sagner/Voigtländer, IW-Kurzberichte 34/2018, S. 2, die insgesamt
von einer Inanspruchnahme nur durch ohnehin erwerbswillige Haushalte ausge-
hen.

48 Bereits zwischen dem 1.1.2018 und dem Programmstart am 18.9.2018 abge-
schlossene Erwerbe selbstgenutzten Eigentums bzw. entsprechender Neubau wa-
ren der Förderung zugänglich (vgl. BT-Drs. 19/12786, S. 18).

49 Michelsen, Wirtschaftsdienst 11/2018, S. 761 f.
50 Prognose samt Begründung von Michelsen, Wirtschaftsdienst 11/2018, S. 761;

ähnlich Michelsen/Bach/Harnisch, DIW aktuell 14/2018, S. 3 f.
51 BT-Drs. 19/9620, S. 3.
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Die Fördermaßnahmen vermögen im Ergebnis die markt- und konjunk-
turbedingt ohnehin schon äußerst günstigen Bedingungen für die Bauwirt-
schaft im Wesentlichen nur zusätzlich zu verbessern.

Gestiegene Baukosten

Neben den in tatsächlicher Hinsicht limitierenden Faktoren der Knapp-
heit geeigneter Grundstücke und der hohen Auslastung der Produktions-
kapazitäten52 kann auch eine fehlende finanzielle Abbildbarkeit Bauvorha-
ben entgegenstehen. Hohe Kosten für die Durchführung von (Woh-
nungs‑)Bauvorhaben erfordern entsprechend größere Erträge, um deren
Rentabilität sicherzustellen53. Diese lassen sich nur durch eine höherpreisi-
ge Vermarktung des neu geschaffenen Wohnraums (sei es im Wege der
Veräußerung oder Vermietung) erreichen. Ob und in welchem Umfang
dies den Bauherren gelingt, hängt maßgeblich von dem Marktumfeld ab,
in dem sie sich bewegen54. Bei einer hinreichend großen Nachfrage wird
regelmäßig eine Abwälzung höherer Kosten, jedenfalls zu einem großen
Anteil, erfolgen. Eine starke Nachfrage führt mithin nicht nur für sich ge-
nommen zu anziehenden Mieten, sie ist auch die Voraussetzung dafür,
dass die gestiegenen Baukosten wieder eingenommen werden können. Der
aufgrund der höheren Investitionskosten zu erwirtschaftende „Mindester-
lös“ verstetigt die Mieten auf einem entsprechend höheren Niveau. Dies
gilt unabhängig davon, ob die Vermietung unmittelbar durch die Bauher-
ren oder mittelbar nach der Veräußerung an Investoren erfolgt55. Ist die
Nachfrage hingegen nicht hinreichend stark, erweist sich das Absatzpoten-
zial zu dem kalkulatorisch benötigten Mietpreis als zu gering, wodurch die
Realisierbarkeit der Vorhaben infrage gestellt wird. Es kann mithin auf-
grund hoher Kosten dazu kommen, dass von der Umsetzung von Baupro-

2.

52 Siehe zuvor unter § 2 A. I. 1. a).
53 Faller, in: Wohnungsbedarf und Schaffung bezahlbaren Wohnraums, S. 21, 23,

der in der Folge zudem eindrucksvolle (Modell‑)Rechenbeispiele präsentiert.
54 Müller/Pfnür, Wirtschaftlichkeitsberechnungen bei verschärften energetischen

Standards für Wohnungsneubauten, S. 26 sprechen in diesem Sinne von der Ab-
hängigkeit der Zahlungseingänge des Vermieters von der Aufnahmefähigkeit des
Markts in Bezug auf die – für eine Rentabilität – erforderlichen Mieten.

55 Wer für eine als Anlageobjekt dienende Immobilie einen höheren Kaufpreis zu
entrichten hatte, muss anschließend eine entsprechend höhere Miete erzielen,
um die eigene Rendite zu sichern; siehe im Einzelnen noch unter
§ 2 A. I. 4. a) bb).

A. Nachfrageüberhang auf angespannten Wohnungsmärkten

49


